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Nr. 110 • Bezirkshauptmannschaft Schwaz

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Schwaz 

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950,
zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung
mit der Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Konsumentenschutz betreffend anzeige-
pflichtige übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr.
15/2020, wird zur Verhinderung der Weiterverbreitung von
SARS-CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“, vormals:
2019-nCoV) wie folgt verordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr
als 500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im
Freien oder von mehr als 100 Personen in einem geschlos-
senen Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemie-
gesetzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben,
Unternehmen, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschu-
lischen Betrieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen

Zwecken oder in touristischen Einrichtungen und Sehens-
würdigkeiten abgehalten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte all-

gemeiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffent-
lichen Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes, des Bundesheers, der Rettungsorganisationen
und der Feuerwehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung
der Gesundheitsversorgung, im Zusammenhang mit der Be-
friedigung der Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens
(Lebensmittelhandel, Einkaufszentren, gastronomische Ein-
richtungen hauptsächlich zugelassen für die Verabreichung
von Speisen, usw.), nach völkerrechtlichen Verpflichtungen,
die Arbeitstätigkeit in Unternehmen, Betriebsversammlun-
gen und der öffentliche Personenverkehr sowie der unmittel-
bar zum Betrieb gehörenden Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwal-
tungsübertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 be-
straft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Brandl

Amtssigniert. SID2020032075509
Informationen unter: amtssignatur.tirol.gv.at



Nr. 111 • Bezirkshauptmannschaft Reutte 

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Reutte

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemiege-
setzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unterneh-
men, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen Be-
trieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken oder
in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten abge-
halten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feuer-
wehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Die Bezirkshauptfrau: Mag. Rumpf

Nr. 112 • Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-

heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemiege-
setzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unterneh-
men, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen Be-
trieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken oder
in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten abge-
halten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feuer-
wehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Berger

Nr. 113 • Bezirkshauptmannschaft Lienz

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Lienz 

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
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500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemie-
gesetzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unter-
nehmen, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen
Betrieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken
oder in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten
abgehalten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feu-
erwehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Die Bezirkshauptfrau: i.V.: Dr. Lamp

Nr. 114 • Bezirkshauptmannschaft Kufstein

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Kufstein

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemie-
gesetzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unter-
nehmen, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen
Betrieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken
oder in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten
abgehalten werden sollen.

Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-
meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feu-
erwehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Platzgummer

Nr. 115 • Bezirkshauptmannschaft Innsbruck

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck
vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 

gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemie-
gesetzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unter-
nehmen, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen
Betrieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken
oder in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten
abgehalten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feu-
erwehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
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del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Mag. Kirchmair

Nr. 116 • Stadt Innsbruck 

VERORDNUNG
der Stadt Innsbruck

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemiege-
setzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unterneh-
men, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen Be-
trieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken oder
in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten abge-
halten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feuer-
wehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bürgermeister der Landeshauptstadt Innsbruck: 

Georg Willi

Nr. 117 • Bezirkshauptmannschaft Imst

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Imst

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemiege-
setzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unterneh-
men, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen Be-
trieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken oder
in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten abge-
halten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feuer-
wehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: iV Mag. Nagele

STÜCK  1 0 a 72 M ITTWOCH ,  11 .  MÄRZ  2 0 2 0



Nr. 118 • Bezirkshauptmannschaft Landeck

VERORDNUNG
der Bezirkshauptmannschaft Landeck

vom 11. März 2020 betreffend Maßnahmen 
gegen das Zusammenströmen 
größerer Menschenmengen 

nach dem Epidemiegesetz 1950:

Gemäß § 15 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 37/2018, in Verbindung mit der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Konsumentenschutz betreffend anzeigepflichtige
übertragbare Krankheiten 2020, BGBl. II Nr. 15/2020, wird zur
Verhinderung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 („2019
neuartiges Coronavirus“, vormals: 2019-nCoV) wie folgt ver-
ordnet:

§ 1

Die Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Epi-
demiegesetzes 1950, die ein Zusammenströmen von mehr als
500 Personen außerhalb geschlossener Räume oder im Freien
oder von mehr als 100 Personen in einem geschlossenen
Raum mit sich bringen, werden untersagt.

§ 2

Dies gilt für alle Veranstaltungen im Sinne des Epidemie-
gesetzes 1950, insbesondere solche, die in Betrieben, Unter-
nehmen, Schulen (z.B. Schulausflüge), im hochschulischen
Betrieb, Kindergärten, Pflegeheimen, zu religiösen Zwecken

oder in touristischen Einrichtungen und Sehenswürdigkeiten
abgehalten werden sollen.
Davon nicht erfasst sind jedenfalls Zusammenkünfte allge-

meiner Vertretungskörper, der Organe von Gebietskörper-
schaften des öffentlichen Rechts, im Rahmen der öffentlichen
Verwaltung, der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes,
des Bundesheers, der Rettungsorganisationen und der Feu-
erwehr, in Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung, im Zusammenhang mit der Befriedigung der
Grundbedürfnisse des öffentlichen Lebens (Lebensmittelhan-
del, Einkaufszentren, gastronomische Einrichtungen haupt-
sächlich zugelassen für die Verabreichung von Speisen, usw.),
nach völkerrechtlichen Verpflichtungen, die Arbeitstätigkeit in
Unternehmen, Betriebsversammlungen und der öffentliche
Personenverkehr sowie der unmittelbar zum Betrieb gehören-
den Einrichtungen und Anlagen.

§ 3
Strafbestimmung 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretungen gemäß § 40 Epidemiegesetz 1950 bestraft.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft und mit 3. April 2020, 12.00 Uhr, außer Kraft.

Der Bezirkshauptmann: Dr. Maaß 
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